
Neue Justiz 11/88 451

tung, der Wirtschaftstätigkeit, des Gesetzes der UdSSR über 
die individuelle Erwerbstätigkeit und Behandlung von Fragen 
ihrer Anwendung in der Praxis.

3. Erläuterung der rechtlichen Aspekte der Sozialpolitik, 
besonders der Gesetzgebung, die die gesellschaftlichen Be­
ziehungen in diesem Bereich sowie die Realisierung des Prin­
zips der sozialen Gerechtigkeit regelt; Studium der Akte, die 
auf den kompromißlosen Kampf gegen parasitäre und gesetz­
widrige Einnahmen, Entwendungen, Bestechlichkeit, Speku­
lation und andere Straftaten aus Eigennutz gerichtet sind.

4. Konsequente Propagierung und Studium der gesetz­
lichen Bestimmungen gegen Alkoholmißbrauch und Mißbrauch 
von Rauschgift, Darlegung der positiven Erfahrungen aus der 
rechtserzieherischen Tätigkeit der Rechtsschutzorgane, der ge­
sellschaftlichen Organisationen und der Arbeitskollektive im 
Kampf gegen diese Erscheinungen.

5. Beweiskräftige Auseinandersetzung mit dem volksfeind­
lichen, reaktionären Wesen des imperialistischen Staates und 
seines Rechts, Entlarvung antisowjetischer Darstellungen zur 
Staats- und Rechtsentwicklung und Gesetzlichkeit in der 
UdSSR, Verbreitung von Informationen über die realen Er­
rungenschaften des Sozialismus auf dem Gebiet der Demo­
kratie, der Gesetzlichkeit sowie der Rechte und Freiheiten der 
Persönlichkeit.

Um den Sowjetbürgern den ganzen Reichtum an Ideen 
und Beschlüssen der Partei zur Staats- und Rechtsentwick­
lung sowie die geltenden gesetzlichen Bestimmungen bewußt 
zu machen und auf dieser Grundlage das Niveau ihrer Rechts­
kultur zu heben, ist es notwendig, ein gut organisiertes System 
der allgemeinen juristischen Ausbildung zu schaffen und die 
Mittel der Rechtserziehung effektiv zu nutzen.

Als Beispiel kann auf die Organisierung der allgemeinen 
juristischen Ausbildung im Gebiet Swerdlowsk verwiesen 
werden, der ein Beschluß des Gebietskomitees der KPdSU zu­
grunde liegt. Das Gebietskomitee bestätigte die Ordnung über 
die allgemeine juristische Ausbildung, deren Hauptaufgabe es 
ist, alle Kategorien der Bevölkerung des Gebiets unter Be­
rücksichtigung ihrer beruflichen, altersmäßigen und anderen 
sozialen Besonderheiten planmäßig und kurzfristig zu erfas­
sen. Besondere Beachtung wird der Erhöhung der juristischen 
Ausbildung der Wirtschaftsfunktionäre, der Mitarbeiter des 
Parteiapparates und des Staatsapparates sowie der Volks­
deputierten geschenkt. Dabei werden alle Formen der poli­
tischen und ökonomischen Bildung, der mündlichen Propa­
ganda sowie Presse, Rundfunk und Fernsehen weitgehend 
genutzt. Die allgemeine juristische Ausbildung im gesamten 
Gebiet Swerdlowsk wird vom Rat für Koordinierung und Me­
thodik geleitet, der beim Gebietskomitee der KPdSU gebildet 
wurde.

Verbesserung der Leitung der Rechtserziehung

Die Leitung der Rechtserziehung kann als eine Art der sozia­
len Tätigkeit charakterisiert werden, die die systematische, 
zielgerichtete Einwirkung auf die Praxis der Rechtserziehung 
mit dem Ziel ihrer rationellen Organisation, ihrer Optimie­
rung und der Gewährleistung einer hohen Effektivität sichert.

Das wichtigste Element der Leitung der Rechtserziehung 
ist m. E. die Planung. Die Planung der Rechteerziehung wurde 
nach dem XXVII. Parteitag der KPdSU merklich bereichert. 
Das fand seinen Ausdruck insbesondere im Plan der grund­
legenden gemeinsamen Maßnahmen staatlicher Organe und 
gesellschaftlicher Organisationen für die Jahre 1986 bis 1988 
auf dem Gebiet der Rechtspropaganda und Rechtserziehung 
der Bürger in Auswertung der Beschlüsse des XXVII. Partei­
tages der KPdSU, der vom Rat für Koordinierung und Metho­
dik der Rechtspropaganda bestätigt wurde. Die wichtigste Be­
sonderheit des Plans besteht darin, daß in ihm alle Richtun­
gen und Mittel der Rechtserziehung zusammengefaßt und die 
Anstrengungen von 36 zentralen Ämtern vereinigt wurden. 
Ähnliche Pläne wurden in allen Unionsrepubliken angenom­
men. In der Ukrainischen SSR, in der Belorussischen SSR und 
in der Moldauischen SSR wurden außerdem komplexe Eläne 
(Programme) für die Rechtserziehung der lernenden und stu­
dierenden Jugend für den Zeitraum bis 1990 erarbeitet.

Die Planung für einen so langen Zeitraum geschah erst­
malig und sollte m. E. weiterentwickelt werden. Die lang­
fristigen Pläne für die Rechtserziehung schließen an die kom­
plexen Perspektivpläne für die ideologische Arbeit und an 
die Pläne für die sozialökonomische Entwicklung der Region 
an. Damit wird eine zuverlässige Grundlage für die enge Ver­
bindung der Rechtserziehung mit anderen Richtungen der 
kommunistischen Erziehung, vor allem mit der politischen 
und ethischen Erziehung und der Erziehung zur Arbeit, sowie 
mit der organisatorischen und wirtschaftlichen Tätigkeit ge­

schaffen. Diese Einheit kann die wirksame Verbindung der 
Rechtserziehung mit dem Leben, mit der Praxis sichern.

Positive Erfahrungen bei der Leitung der Rechtserziehung 
wurden in der Litauischen SSR gesammelt. Hier bestätigte 
das Sekretariat des Zentralkomitees der Kommunistischen 
Partei Litauens im Jahre 1982 Ordnungen über den Republik- 
und Rayonrat (Stadtrat) für die Koordinierung und Methodik 
der Rechtspropaganda. In Übereinstimmung mit diesen Ord­
nungen wurde ein exaktes System von Organen geschaffen, die 
die Rechtserziehung auf allen Ebenen der sozialen Leitung 
koordinieren. Der Republikrat wird vom Minister der Justiz 
der Republik geleitet. Arbeitsorgan des Rates ist die Abtei­
lung Rechtspropaganda des Ministeriums der Justiz der Re­
publik, die ggf. Mitarbeiter aus den im Republikrat vertrete­
nen Organisationen und Einrichtungen zur Durchführung von 
Kontrollen heranzieht.

Ein wesentliches Moment der Umgestaltung der Leitung 
der Rechtserziehung in der Litauischen SSR besteht m. E. dar­
in, daß hier die Parteikomitees aller Ebenen die Koordinie­
rung der Tätigkeit der Parteiorganisationen, der gesellschaft­
lichen Organisationen, der staatlichen Organe, der ideologi­
schen Einrichtungen und der Massenmedien zur Rechtserzie­
hung der Bürger übernommen haben. Das führte zu positiven 
Ergebnissen: Das Netz der Stätten juristischer Bildung wurde 
merklich erweitert, die Zahl der Hörer an den Volksuniversi­
täten für Rechtskenntnisse hat sich fast verdoppelt, rund 
300 gesellschaftliche Rechtsberatungsstellen wurden zusätzlich 
geschaffen. Unter den Funktionären hat sich das Interesse für 
das Recht, für die juristische Literatur und für Veranstaltun­
gen auf dem Gebiet der Rechtserziehung verstärkt.

Die Umgestaltung stellt neue, höhere Anforderungen an das 
Niveau der staatlichen Leitung der Rechtserziehung. Vor allem 
ist eine Erweiterung der Befugnisse des Ministeriums der 
Justiz der UdSSR zur Verwirklichung der einheitlichen staat­
lichen Politik auf dem Gebiet der Propaganda der Sowjet­
gesetzgebung und der juristischen Ausbildung leitender Ka­
der, der gesellschaftlichen Aktive und der verschiedenen Be­
völkerungsschichten notwendig. Die Beschlüsse, Verfügungen, 
Instruktionen und methodischen Richtlinien des Ministeriums 
der Justiz der UdSSR zu diesen Fragen müssen den Status von 
Dokumenten erlangen, die für die Ministerien, Ämter und ge­
sellschaftlichen Organisationen verbindlich sind. Gleichzeitig 
muß die methodische Leitung der Rechtspropaganda und der 
juristischen Ausbildung durch das Ministerium der Justiz der 
UdSSR verstärkt werden. Das Ministerium muß m. E. das 
Recht erhalten, gemeinsam mit interessierten Organisationen 
die Pläne für die juristische Ausbildung der verschiedenen 
Schichten der Bevölkerung, die Lehrpläne und Lehr­
programme, Lehrmaterialien und Lehrbücher zu 'Rechtsdiszi­
plinen für die allgemeinbildenden Schulen, Berufsschulen, 
Fachschulen, Hochschulen, Institute und Lehrgänge für die 
Weiterbildung leitender Kader und Spezialisten der Volks­
wirtschaft zu prüfen und zu bestätigen, den Bedarf an juri­
stischer Literatur festzulegen, die Jahres- und Perspektiv­
themenpläne für die Herausgabe dieser Literatur und ihre 
Auflagen zu behandeln und zu bestätigen (und zwar unab­
hängig von dem Verantwortungsbereich, zu dem die Verlage 
gehören), Analysen vorzunehmen, Themenübersichten zusam­
menzustellen und die Art und Weise des Vertriebs der Rechts­
literatur festzulegen.

*

Die Rechtserziehung steht mit im Zentrum der Umgestaltung. 
Die Herausbildung eines hohen Staatsbewußtseins, die Suche 
nach neuen Lösungen, theoretische Forschungen zu Proble­
men der Rechtserziehung und die Überführung wissenschaft­
licher Erkenntnisse in die Praxis — all das wird zweifellos 
dazu beitragen, den Kurs der Partei auf die Herausbildung 
eines hohen Rechtsbewußtseins der Sowjetbürger zu verwirk­
lichen.
(Aus: Sowjetskoje gossudarstwo i prawo 1988, Hefte, S.35ff.; 
Übersetzung aus dem Russischen von Renate F r o m m e r t ,  
Potsdam-Babelsberg; redaktionell gekürzt.)
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